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Gejes-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 33. 


(Nr. 2492.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Regenwalder Kreis— 
Obligationen zum Betrage von 50,000 Thalern. Vom 23. Juli 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 

ö Preußen ꝛc. ꝛc. 

Nachdem von den Regenwalder Kreisſtaͤnden die Aufbringung der zum 
Bau einer den Regenwalder Kreis durchſchneidenden Chauſſee außer den 
Staats- und Provinzial -Zuſchuͤſſen erforderlichen Mittel im Wege einer Anleihe 
beſchloſſen, dieſer Beſchluß von Uns genehmigt worden, und die zur Negozirung 
dieſer Anleihe ernannte kreisſtaͤndiſche Kommiſſion bei Uns darauf angetragen 
hat, zu dieſem Behuf auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen verſehene 
Kreisobligationen im Betrage von 50,000 Rrhlr., geſchrieben „Funfzigtauſend 
Thalern , ausftellen zu dürfen, fo wollen Wir, da ſich bei dieſem Antrage weder 
im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden, 
in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833., wegen Ausſtellung 
von Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, 
zur Ausftellung von 100, geſchrieben „Einhundert“ Stück Regenwalder Kreig- 
Obligationen, eine jede zu 500 Nehle., geſchrieben „Fuͤnfhundert Thalern“, 

welche nach dem anliegenden Schema unter Litt. A. Nr. 1. bis 100. auszu⸗ 
ſtellen, mit vier vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen, und aus dem vom Kreiſe 
aufzubringenden Tilgungsfonds, nach der durch das Loos beſtimmten Folgeord⸗ 
nung zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche 
Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder Inhaber 
dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Uebertragung 
des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen befugt iſt. 

Durch vorſtehendes Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte 
Dritter ertheilen, wird fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen in 
keinerlei Weiſe eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats uͤbernommen. 

Gegeben Berlin, den 23. Juli 1844. 

(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Arnim. Flottwell. 


Jahrgang 1814. (Nr. 2492.) 61 R egen⸗ 


(Ausgegeben zu Berlin den 13. September 1844.) 
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Regenwalder Kreis⸗Obligation. 


Rthlr. 500 Preuß. Kourant. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den Chauſſeebau des Regenwalder Kreiſes 
bekennt auf Grund des unter dem 15. Januar 1842. Allerhoͤchſt beſtaͤtigten 
Kreistagsbeſchluſſes vom 8. Mai 1841., ſich Namens des Kreiſes durch dieſe 
für jeden Inhaber gültige Verſchreibung zu einer Schuld von 

„Fuͤnfhundert Thalern Preuß. Kourant“ 
nach dem Muͤnzfuße von 1764, welche gegen Leiſtungen für den Regenwalder 
Kreis kontrahirt worden. 

Die Bezahlung geſchieht allmaͤhlig aus einem zu dieſem Behuf gebilde— 
ten Tilgungsfonds von jaͤhrlich zwei Prozent des Kapitals. Die Folgeord- 
nung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch das Loos beſtimmt. 
Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital nach der deshalb ergehenden 
öffentlichen Bekanntmachung zu entrichten iſt, wird es in ſechsmonatlichen Ter— 
minen von heute an gerechnet, mit Vier vom Hundert mit gleicher Muͤnzſorte 
mit jenem verzinſet. Die Ausbezahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt 
gegen bloße Ruͤckgabe der hiermit ausgegebenen Zinsſcheine und dieſer Schuld⸗ 
verſchreibung, und wird der Inhaber auf vorſichtige Aufbewahrung dieſer Pa- 
piere aufmerkſam gemacht. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 
ſchrift ertheilt. \ 
Labes, den ten 1844. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Regenwalder Kreife. 


Mit dieſer Obligation find 10 Zinskou⸗ 
pons von Nr. 1. bis 10. mit der Unterſchrift 
des hierunter verzeichneten Landraths ausgege— 
ben, deren Rückgabe bei früherer Einlöſung des 
Kapitals mit der Schuldverſchreibung erfolgt. 


— — — — 


(Nr. 2493.) 
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(Nr. 2493.) Allerhöchſte Kabinetsorder vom 19. Auguſt 1844., die Abgaben von der 
Schiffahrt auf der Deime und dem großen und kleinen Friedrichsgraben 
betreffend. 


Auf Ihren Bericht vom 6. d. M. will Ich bei den Vorſchriften der Order 
und des Tarifs vom 1. Maͤrz 1828. (Geſetzſammlung Seite 41. und 42.) 
wegen der Abgaben von der Schiffahrt auf der Deime und dem großen und 
kleinen Friedrichsgraben folgende Aenderungen eintreten laſſen: 

1) Die Erhebung der Abgaben an der bisherigen Empfangsſtelle zu Klein⸗ 
Friedrichsgraben faͤllt weg, da jetzt, ſtatt des kleinen Friedrichsgrabens, 
der in der Linkuhner und Seckenburger Niederung angelegte Kanal zur 
Schiffahrt und Floͤſſerei benutzt wird. Dagegen ſind die, durch den 
oben erwaͤhnten Tarif vorgeſchriebenen Saͤtze, mit der nachſtehend zu 2. 
angeordneten Modifikation, von der Empfangſtelle zu Labiau, im dop⸗ 
pelten Betrage zu erheben, wenn auf der Fahrt das Dorf Tawelle⸗ 
ningken beruͤhrt wird. 

Von Fahrzeugen, welche unweit Labiau aus dem kuriſchen Haff in 
die Deime, oder aus dieſer in das Haff gehen, oder welche, ohne das Dorf 
Tawelleningken zu paſſiren, die Waſſerwege zwiſchen dem Memelſtrome und 
der Deime und die letztere befahren, werden nur die einfachen Saͤtze erlegt. 

2) Statt der, unter 4., 5. und 6. des Tarifs vom 1. Maͤrz 1828. vor⸗ 
geſchriebenen Saͤtze ſind fortan von Kaͤhnen zu entrichten, bei einer 


Tragfaͤhigkeit 
als doppelter Betrag, als einfacher Betrag, 
wenn das Dorf Ta- wenn das Dorf Ta⸗ 
welleningken berührt welleningken nicht bes 
wird. rührt wird. 
(vorſtehend zu 1.) 
a. von 30 Laſt und mer 2 Rthlr. 20 Sgr. JU Fthlr. 10 Sgr. 
b. „20 bis ausſchließlich 30 Laſt.. 2 — me 
e. ö bis ausſchließlich 20 Laſ t... 10 — 20 
d. 2 bis ausſchließlich 10, aſt re „ e c 10 : 


Sie haben dieſen Erlaß durch die Geſetzſammlung bekannt zu machen. 

Erdmannsdorf, den 19 Auguſt 1844. Apa. 
Friedrich Wilhelm. 
An den Staats- und Finanzminiſter Flottwell. | 


—— ͤ — 


(Sr. 2193 — 2401.) 61" (Nr. 2494.) 


a a ze 


Begründung 
des Dienftver- 


hältniſſes. 
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(Nr. 2494.) Geſindeordnung für die Rheinprovinz. Vom 19. Auguſt 1844. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
haben Uns in Beruͤckſichtigung der Unvollſtaͤndigkeit der in der Rheinprovinz 
geltenden Beſtimmungen uͤber den Geſindedienſt bewogen gefunden, uͤber die 
beſſere Geſtaltung des fuͤr die Ordnung des Hausweſens ſo wichtigen Verhaͤlt⸗ 
niſſes zwiſchen Herrſchaft und Geſinde das Gutachten Unſerer getreuen Staͤnde 
der Provinz zu vernehmen, und verordnen demnach auf den Antrag Unſeres 
Staats⸗Miniſteriums unter Aufhebung aller entgegenſtehenden geſetzlichen Vor— 
ſchriften, namentlich 
1) der Bergiſchen Verordnungen vom 16. November 1744. und vom 
15. Dezember 1751.; 
2) der Bergiſchen Geſinde-Ordnung vom 4. Dezember 1801.; 
3) der Geſinde-Ordnung für die Stadt Duͤſſeldorf vom 13. November 
1809. und 
4) der Geſinde-Ordnung fuͤr die Stadt Wetzlar vom 10. September 
1811., fuͤr den ganzen Umfang der Rheinprovinz, mit Ausſchluß 
der Kreiſe Rees und Duisburg, in welchen die Geſinde-Ordnung vom 
8. November 1810. Geſetzeskraft behaͤlt, was folgt: 


Ss. 1. Das Verhaͤltniß zwiſchen Herrſchaft und Geſinde wird begruͤn— 
det durch einen Vertrag, in welchem der eine Theil zur Leiſtung haͤuslicher oder 
wirthſchaftlicher Dienſte, jedoch nicht tageweiſe, ſondern auf einen beſtimmten 
laͤngeren, ununterbrochenen Zeitraum, der andere Theil dagegen aber zur Zah— 
lung eines beſtimmten Lohnes ſich verpflichtet. 

Solche Perſonen, welche nur einzelne, beſtimmte Geſchaͤfte in der Haus⸗ 
haltung uͤbernehmen, oder deren Dienſtleiſtungen eine beſondere Vorbildung er: 
fordern, ſtehen nicht in dem Verhaͤltniſſe des Geſindes. 


§. 2. In der ehelichen Geſellſchaft kommt es dem Manne zu, das zum 
Gebrauch der Familie noͤthige Geſinde zu miethen. Weibliche Dienſtboten kann 
die Frau zwar annehmen, ohne daß es dazu der ausdruͤcklichen Einwilligung 
des Mannes bedarf; doch kann dieſer, wenn ihm das angenommene Geſinde 
nicht anſteht, die Entlaſſung deſſelben mit dem Ablauf der am Orte hergebrach— 
ten Dienſtzeit, ohne Ruͤckſicht auf die Dauer der vertragsmaͤßig feſtgeſetzten 
Dienſtzeit, jedoch nur nach vorgaͤngiger Aufkuͤndigung, verfuͤgen. 
§. 3. Wer ſich als Geſinde vermiethen will, muß uͤber ſeine Perſon 
frei zu beſtimmen berechtigt ſeyn. 
§. 4. 
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$. 4. Die Herrſchaft, welche Geſinde miethet, muß ſich von deſſen Be⸗ 
fugniß, den Dienſt einzugehen, uͤberzeugen. 


§. 5. Hat Jemand mit Verabſaͤumung dieſer Vorſchrift (S. A.) ein 
Geſinde angenommen, ſo muß auf den Einſpruch desjenigen, welchem ein Recht 
über die Perſon oder auf die Dienſte des Angenommenen zuſteht, der Mieths⸗ 
Kontrakt als unguͤltig ſofort wieder aufgehoben werden. 


§. 6. Niemand darf mit Geſindemaͤkeln ſich abgeben, der nicht Wein Geſindemäkler. 


die Erlaubniß der Orts-Polizei⸗Behoͤrde erhalten hat. 

Von dieſer werden auch das Maͤklerlohn und die von den Maͤklern zu 
erfuͤllenden Obliegenheiten, nach den beſondern örtlichen Verhaͤltniſſen, ein für 
allemal feſtgeſetzt. 


§. 7. Geſinde-Maͤkler, welche bei Vermittelung eines Mieths-Vertrages 
den Vorſchriften der SS. 3 — 6. zuwiderhandeln, imgleichen diejenigen, welche 
zur Verlaſſung des Dienſtes anreizen, oder wider beſſeres Wiſſen einen un⸗ 
tauglichen oder untreuen Dienſtboten als brauchbar oder zuverlaͤſſig empfehlen, 
haben eine Polizei-Strafe von 5 bis 10 Thlr. oder verhaͤltnißmaͤßigem Gefaͤng⸗ 
niſſe und im Ruͤckfalle zugleich die Ausſchließung vom Betriebe des Mäflerge- 
werbes verwirkt. Außerdem haften ſie fuͤr den durch wiſſentlich verhehlte Fehler 
des Geſindes verurſachten Schaden. 


§. 8. Die Abſchließung des Mieths-Vertrages kann in allen Fällen auch Schließung des 


durch Zeugen bewieſen werden. 0 


§. 9. Die Einhaͤndigung und Annahme des Miethsgeldes gilt als Be⸗ 
weis des geſchloſſenen Vertrages. Die einſeitige Zuruͤckgabe des Miethsgeldes 
loͤſet den Vertrag nicht auf. 


§. 10. Das Miethsgeld wird, wenn nicht ein Anderes verabredet wor— 
den, auf den Lohn nicht abgerechnet. 


§. 11. Hat ſich ein Dienſtbote bei mehreren Herrſchaften zugleich ver— 
miethet, fo gebührt derjenigen, mit welcher er den Mieths-Vertrag zuerſt einge⸗ 
gangen iſt, der Vorzug. Den anderen Herrſchaften muß der Dienſtbote Mieths— 
geld, Maͤklerlohn und Schadenserſatz gewaͤhren, deren Betrag die erſtere Herr— 
ſchaft von deſſen Lohn abzuziehen hat. 


§. 12. Außerdem iſt der Dienſtbote, welcher ſich an mehrere Herrſchaf— 
ten zugleich vermiethet hat, mit einer polizeilichen Geldbuße, welche dem einfachen 
(Fr. 2404.) 8 Be: 


iethsvertra⸗ 
ges. 


Antritt und 


Dauer der 
Dienſtzeit. 
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Betrage des von der zweiten und folgenden Herrſchaft erhaltenen Miethsgeldes 
gleichkommt, zu belegen, vorbehaltlich der ſtrengeren Ahndung im Falle eines da⸗ 
bei veruͤbten ſtrafbaren Betruges. 


$. 13. Die Zeit des Antritts, die Kündigungsfrift, ſo wie die Dauer 
des Dienſtes richtet ſich nach der Ortsgewohnheit, wenn nicht bei dem Mieths⸗ 
Vertrage ausdruͤcklich ein Anderes beſtimmt iſt. Doch kann kein Mieths⸗Ver⸗ 
trag auf laͤnger als drei Jahre hinaus mit rechtsverbindlicher Kraft geſchloſſen 
werden. Iſt die Dauer des Dienſtes weder in dem Vertrage, noch durch Orts⸗ 
gewohnheit beſtimmt, oder ſind von der verabredeten oder ortsuͤblichen laͤngeren 
Dienſtzeit drei Jahre verfloſſen, ſo ſteht es jedem Theile frei, nach vorgaͤngiger 
ortsuͤblicher Kündigung von dem Vertrage wieder abzugehen. Dienft- Verträge, 
welche Eltern oder Vormuͤnder fuͤr ihre Kinder oder Pflegebefohlene abſchließen, 
koͤnnen von dieſen nach Entlaſſung aus der vaͤterlichen Gewalt oder nach er— 
langter Volljaͤhrigkeit aufgekuͤndigt werden. 


§. 14. Ein in der ortsuͤblichen oder verabredeten Friſt nicht gekuͤndigter 
Dienſt⸗Vertrag iſt als ſtillſchweigend erneuert zu betrachten, wenn nicht die Fort⸗ 
dauer deſſelben an eine ausdruͤckliche Verlaͤngerung gebunden worden ift. 


$. 15. Weigert ſich die Herrſchaft, das Geſinde anzunehmen, ohne daß 
einer derjenigen Gruͤnde, aus welchen ſie daſſelbe auch vor der Zeit aus dem 
ſchon angetretenen Dienſt entlaſſen darf (S. 30.), vorliegt, und ohne daß das 
Geſinde den Dienſt anzutreten ſich geweigert hat: ſo verliert ſie das Miethsgeld 
und muß das Geſinde eben fo ſchadlos halten, wie in dem Falle einer vor der 
Zeit ohne rechtlichen Grund geſchehenen Entlaſſung aus dem Dienſte (S. 41). 
Die gerichtliche Entſchaͤdigungsklage findet jedoch in dem einen wie in dem anderen 
Falle erſt dann Statt, wenn das Einſchreiten der Polizei-Behoͤrde ohne Erfolg 
geblieben iſt. 


§. 16. Weigert ſich, ohne rechtlichen Grund, das Geſinde, den Dienſt 
anzutreten, ſo ſoll es dazu, auf den Antrag der Herrſchaft, von der Polizei— 
Behörde unter Androhung einer Geldſtrafe von 1 bis 5 Thlr., oder verhältniß- 
maͤßigen Gefaͤngniſſes, aufgefordert werden. Dieſe Strafe wird, wenn die Auf— 
forderung erfolglos bleibt, von der Orts-Polizei⸗Behoͤrde feſtgeſetzt. Außerdem 
bleibt das Geſinde zur Zuruͤckgabe des Miethsgeldes und fuͤr allen aus der 
Nichterfuͤllung des Vertrages entſtehenden Nachtheil verhaftet. 


$. 17. Das Geſinde kann zum Antritt des Dienſtes nicht gezwungen 
werden, wenn die Herrſchaft im letztverfloſſenen Jahre gegen ihr Geſinde ſich 
Hand⸗ 
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Handlungen erlaubt hat, wodurch dieſes nach §. 35. zur Verlaſſung des Dienſtes 
ohne Aufkuͤndigung berechtigt war; in dieſem Fall, ſo wie auch dann, wenn das 
Geſinde durch Zufall oder Verheirathung den Dienſt anzutreten verhindert wird, 
muß die Herrſchaft ſich mit Zuruͤckgabe des Miethsgeldes begnuͤgen. 


S. 18. Das Geſinde muß ſich allen feiner Leibesbeſchaffenheit und feinen Pfichten des 
Kräften angemeſſenen hauswirthſchaftlichen Verrichtungen nach Anordnung der Sin. n 
Herrſchaft unterziehen. 

Auch Dienſtboten, welche nur zu gewiſſen Arbeiten oder Dienſten ange⸗ 
nommen find, muͤſſen dennoch auf Verlangen der Herrſchaft andere Verrichtun— 
gen mit uͤbernehmen, wenn das andere dazu beſtellte Geſinde durch Krankheit 
oder ſonſt daran verhindert wird. 


§. 19. Das Geſinde iſt ohne Erlaubniß der Herrſchaft nicht berechtigt, 
ſich in den ihm aufgetragenen Geſchaͤften durch Andere vertreten zu laſſen. Hat 
es ſich durch eine ihm als untauglich oder als verdaͤchtig bekannte Perſon ver: 
treten laſſen, ſo muß es fuͤr den der Herrſchaft dadurch verurſachten Scha— 
den haften. 


§. 20. Das Geſinde hat fi) der häuslichen Ordnung, wie fie von der 
Herrſchaft beſtimmt wird, zu unterwerfen. Es iſt ſchuldig, ſeine Dienſte treu, 
fleißig und aufmerkſam zu verrichten und die Befehle und Verweiſe der Herr: 
ſchaft mit Ehrerbietung und Beſcheidenheit anzunehmen. 


§. 21. Das Geſinde muß der Herrſchaft den durch Vorſatz oder grobes 
Verſehen zugefuͤgten Schaden erſetzen. Fuͤr den durch geringes Verſehen zu— 
gefuͤgten Schaden haftet das Geſinde nur dann, wenn es gegen den ausdruͤck⸗ 
lichen Befehl der Herrſchaft gehandelt, oder ſich zu ſolchen Geſchaͤften vermie⸗ 
thet hat, die einen vorzuͤglichen Grad von Geſchicklichkeit oder Aufmerkſamkeit 
erfordern. 


§. 22. Das Geſinde iſt ſchuldig, auch außer dem Dienſte das Beſte 
der Herrſchaft zu befördern und Schaden und Nachtheil, ſo viel in feinen Kräften 
ſteht, von derſelben abzuwenden. 


§. 23. Die ihm zum Ausgehen in eigenen Angelegenheiten von der 
Herrſchaft geſtattete Zeit darf das Geſinde nicht uͤberſchreiten. 


§. 24. Die Herrſchaft muß dem Geſinde die noͤthige Zeit zur Theil— 5 der 
nahme am oͤffentlichen Gottesdienſte frei laſſen. Erhalt 
(Nr. 2494.) S. 28. 
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$. 25. Zieht ein Dienſtbote aus Veranlaſſung des Dienſtes durch Ver⸗ 
ſchulden der Herrſchaft fi) eine Krankheit zu, ſo iſt die Herrſchaft verpflichtet, 
für die Kur und Verpflegung deſſelben, auch über die Dienſtzeit hinaus, zu ſor⸗ 
gen, und darf vom Lohne dieſerhalb nichts abziehen. 


§. 26. Wird ein Dienſtbote ſonſt ohne eigenes Verſchulden im Dienſte 
krank, ſo hat die Herrſchaft ihm eine unentgeltliche Verpflegung auf 4 Wochen, 
oder bis zum Ende der Dienſtzeit, wenn dieſes fruͤher eintritt, ohne Abzug am 
Lohn, zu gewähren. Kurkoſten muß jedoch der Dienſtbote aus eigenen Mit: 
teln beſtreiten. Sind an dem Orte oͤffentliche Anſtalten vorhanden, wo Der: 
gleichen Kranke aufgenommen werden, ſo muß das Geſinde es ſich gefallen 
laſſen, wenn die Herrſchaft ſeine Unterbringung daſelbſt veranſtaltet. 


§. 27. Der Herrſchaft wird auf ihren Eid geglaubt, wenn die Frage 
entſteht, wie viel Lohn ausbedungen worden, ob der Lohn des abgelaufenen 
Jah des gezahlt ſey, und wie viel für das laufende Jahr auf Abſchlag ge— 
zahlt worden? 


Aufhebung des 8. 28. Stirbt ein Dienſtbote, fo koͤnnen feine Erben Lohn und Koſt⸗ 
rn den geld nur fo weit fordern, als ſolche für die Zeit bis zum Krankenlager rück 
Tod. ſtaͤndig ſind. Die Begraͤbnißkoſten fallen der Herrſchaft nicht zur Laſt. 


§. 29. Stirbt das Haupt der Familie, oder dasjenige Mitglied der⸗ 
ſelben, für deſſen beſondere Bedienung das Geſinde gemiethet worden, ſo braucht 
dieſes nicht länger als bis zur naͤchſten ortsuͤblichen Ziehzeit beibehalten zu wer⸗ 
den; doch iſt ihm die Entlaſſung mindeſtens acht Tage vor der Zieh zeit an⸗ 
zukuͤndigen. 


§. 30. Erfolge dieſe Ankuͤndigung nach der Kuͤndigungsfriſt, fo muß 
dem Geſinde der baare Lohn für das naͤchſtfolgende Vierteljahr ſtatt Entſchaͤ⸗ 
digung für die verſpaͤtete Kündigung gewaͤhrt werden. Monatsweiſe gemiethe⸗ 
tes Geſinde erhält in einem ſolchen Falle, wenn der Tod vor dem 15 ten Mo⸗ 
natstage ſich ereignet, Lohn und Koſt nur auf den laufenden, ſonſt aber auch 
auf den folgenden Monat. 


$. 31. Der Tag der Konfurs- Eröffnung über das Vermögen der 
2 iſt in Beziehung auf den Dienſtvertrag dem Todestage gleich 
zu achten. 


„I Dpne Auf, $. 32. Ohne Aufkuͤndigung kann die Herrſchaft das Geſinde fofort 
Saen entlaffen, wegen Untreue, hartnaͤckigen Ungehorſams, oder durch eigene Schuld 
errſchaft. ver⸗ 
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veranlaßter Unfaͤhig keit, wegen Unſittlichkeiten, durch welche die Ruhe oder Si— 
cherheit des Hauſes geſtoͤrt wird, und uͤberhaupt wegen ſolcher Handlungen, 
welche, wie die angeführten, mit dem nach der Natur des Dienſt-Verhaͤltniſſes 
in das Geſinde zu ſetzenden Vertrauen und mit einer geregelten Hausordnung 
unvereinbar ſind. 
§. 33. Das Geſinde kann den Dienſt ohne vorherige Aufkuͤndigung n, Di WE 
verlaſſen: Selin ge Ge⸗ 
a) wenn es von der Herrſchaft ſehr hart behandelt wird, * 
b) wenn es häufig ungeeignete Bekoͤſtigung erhält, 
c) wenn ihm Unſittliches zugemuthet wird, 
d) wenn es durch ſchwere Erkrankung zur Fortſetzung des Dienſtes unver⸗ 
moͤgend iſt, n 
ſo wie überhaupt wegen ſolcher Handlungen der Herrſchaft, welche, wie die an— 
geführten, mit den von Seiten des Geſindes an die Herrſchaft nach der Na- 
tur des Dienſtverhaͤltniſſes zu machenden Anforderungen unvereinbar ſind. 


§. 34. Vor Ablauf der Dienſtzeit, jedoch nur nach vorhergegangener IV. Vor der 
Aufkuͤndigung kann die Herrſchaft den Dienſtboten entlaſſen: — 50 5 
a) wenn demſelben die noͤthige Geſchicklichkeit zu den übernommenen Ge; der Kündigung. 
ſchaͤften abgeht, 
b) wenn nach geſchloſſenem Miethsvertrage die Vermoͤgens⸗Umſtaͤnde der 
Herrſchaft dergeſtalt in Abnahme gerathen, daß dieſelbe ſich entweder 
ganz ohne Geſinde behelfen, oder doch deſſen Zahl einſchraͤnken muß. 


$. 35. Dienſtboten dürfen vor Ablauf der Dienſtzeit, jedoch nur nach 
vorhergegangener Aufkuͤndigung den Dienſt verlaffen: 

a) wenn die Herrſchaft den bedungenen Lohn in den feſtgeſetzten Terminen 
nicht richtig zahlt, 

b) wenn die Herrſchaft das Geſinde einer oͤffentlichen Beſchimpfung ausſetzt, 

c) wenn der Dienſtbote durch Heirath oder auf andere Art zur Anſtellung 
einer eigenen Wirthſchaft vortheilhafte Gelegenheit erhaͤlt, welche durch 
Aushaltung der Dienſtzeit verſaͤumt werden wuͤrde, 

d) wenn der Dienſtbote, deſſen Bruder zum Militairdienfte eingeſtellt wird, 
nach dem Zeugniſſe der Kreisbehoͤrde zur Ernaͤhrung und Unterſtͤtzung 
ſeiner Familie erforderlich iſt, 

e) wenn das Haupt der Familie oder dasjenige Mitglied derſelben, fuͤr 
deſſen beſon dere Bedienung das Geſinde gemiethet worden iſt, ſtirbt. 

Jahrgang 1844. (Nr. 2494.) 62 Fr. 36. 
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nen einer obne 
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jung. 
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gen einer un⸗ 
rechtmäßigen 
Verlaſſung des 
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§. 36. In allen Faͤllen, wo der Miethsvertrag innerhalb der Dienſt— 
zeit, jedoch nur nach vorhergegangener Aufkuͤndigung aufgehoben werden darf, 
muß dennoch das laufende Vierteljahr, und bei monatsweiſe gemiethetem Ge— 
ſinde, der laufende Monat ausgehalten werden. 


§. 37. Wenn die Eltern des Dienſtboten wegen einer erſt nach der 
Vermiethung vorgefallenen Veraͤnderung ihrer Umſtaͤnde denſelben in ihrer 
Wirthſchaft nicht entbehren koͤnnen, oder der Dienſtbote in eigenen Angelegen— 
heiten eine weite Reiſe zu unternehmen genoͤthigt wird, fo kann er zwar eben- 
falls ſeine Entlaſſung fordern, er muß aber alsdann einen anderen tauglichen 
Dienſtboten ſtatt ſeiner ſtellen und ſich mit demſelben wegen Koſt und Lohn, 
ohne Schaden der Herrſchaft, abfinden. 


§. 38. In allen Faͤllen, wo die Herrſchaft einen Dienſtboten waͤhrend 
der Dienſtzeit mit oder ohne Aufkuͤndigung zu entlaſſen berechtigt iſt, kann der 
Dienſtbote Lohn und Koſt oder Koſtgeld nur nach Verhaͤltniß der Zeit fordern, 
waͤhrend welcher er wirklich gedient hat. 


$. 39. Ein Gleiches gilt von denjenigen Faͤllen, in denen der Dienſtbote 
wegen einer ihm zugeſtoßenen Krankheit, oder nach vorgaͤngiger Aufkuͤndigung, 
den Dienſt verlaſſen darf. 


§. 40. In den uͤbrigen Faͤllen, in denen der Dienſtbote ſofort und 
ohne Aufkuͤndigung den Dienſt zu verlaſſen berechtigt iſt, muß die Herrſchaft 
demſelben Lohn und Koſt für die Dauer der Kündigungsfrift geben. 


§. 41. Wenn die Herrſchaft aus anderen als geſetzmaͤßigen Urſachen 
das Geſinde vor Ablauf der Dienſtzeit entlaͤßt, ſo muß dieſes ſich wegen der 
Wiederaufnahme an die Polizei-Behoͤrde wenden, welche die Herrſchaft zur 
Fortſetzung des Dienſtvertrags aufzufordern hat. Bleibt dieſe Aufforderung 
fruchtlos, ſo muß die Herrſchaft dem Geſinde Lohn und Koſt fuͤr die Dauer 
der Kuͤndigungsfriſt geben. 


$. 42. Geſinde, welches vor Ablauf der Dienſtzeit ohne geſetzmaͤßige 
Urſache den Dienſt verläßt, muß von der Polizei-Behoͤrde auf Verlangen der 
Herrſchaft durch Zwangsmittel zur Fortſetzung deſſelben angehalten werden, wenn 
die Herrſchaft es nicht vorzieht, ſich mit dem Schadenerſatz zu begnügen. Das 
: Ge⸗ 
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Geſinde hat im letzteren Falle nicht nur dieſen Schadenerſatz zu leiſten, ſondern 
iſt auch mit einer Polizeiſtrafe von 1 bis 5 Thalern zu belegen. 


§. 43. Die Herrſchaft iſt verpflichtet, dem Geſinde bei deſſen Abzuge Entiafange- 


ein der Wahrheit gemaͤßes Zeugniß über die von demſelben geleiſteten Dienſte Frank 


auszuſtellen. 


$. 44. Werden dem Geſinde in dieſem Zeugniſſe Beſchuldigungen zur 
Laſt gelegt, die ſein weiteres Fortkommen hindern wuͤrden, ſo kann daſſelbe auf 
polizeiliche Unterſuchung antragen. 


5. 45. Wird bei dieſer Unterſuchung die Beſchuldigung ungegruͤndet 


befunden, ſo muß die Polizei⸗Behoͤrde dem Geſinde ein Zeugniß auf Koſten 
der Herrſchaft ausfertigen laffen. 


$. 46. Hat hingegen die Herrſchaft einem Geſinde, welches ſich grober 
Laſter und Veruntreuungen ſchuldig gemacht hat, das Gegentheil wider beſſeres 
Wiſſen bezeugt, ſo muß ſie fuͤr allen einem Dritten daraus entſtehenden Scha— 
den nach den allgemeinen geſetzlichen Grundſaͤtzen haften, und verfällt in eine 
Geldſtrafe von 1 bis 5 Thalern. 


$. 47. So weit es nur darauf ankommt, die Erfüllung gegenſeitiger peter 


Verbindlichkeiten während des beſtehenden Dienftes, ferner die Annahme oder 
den Antritt, das Behalten oder Bleiben, den Abzug oder die Entlaſſung des 
Geſindes, endlich die Ertheilung eines Abſchieds-Zeugniſſes von Seiten der 
Herrſchaft zu bewirken, entſcheidet die Polizei-Behoͤrde und ſetzt ihre Entſchei— 
dung ſofort in Vollzug. 


$. 48. Mit Ausnahme der Streitigkeiten über die Beſchaffenheit des 
Entlaſſungs⸗Zeugniſſes findet zwar gegen die Entſcheidung der Polizei-Behoͤrde 
die Berufung auf den Rechtsweg Statt; bis zur Beendigung deſſelben behaͤlt 
es jedoch bei den polizeilichen Anordnungen ſein Bewenden. 


§. 49. Ueber Anſpruͤche nach Aufhebung des Vertrages hat die Poli— 
zei⸗Behoͤrde niemals zu entſcheiden. 


$. 50. In Anſehung der Kompetenz der Behoͤrden zur Feſtſetzung der 
in dieſer Ordnung angedrohten Strafen verbleibt es bei den in den verſchiede— 
(Nr. 2494.) nen 


mungen. 
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nen Landestheilen beſtehenden allgemeinen Beſtimmungen uͤber die Kompetenz 
in Strafſachen, doch ſollen die in den §8. 12. und 42. beſtimmten Strafen 
auch im Bezirke des Appellations-Gerichtshofes zu Köln von den Polizei⸗Ver⸗ 
waltungs⸗Behoͤrden feſtgeſetzt werden. 
| Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 

Gegeben Erdmannsdorf, den 19. Auguſt 1844. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


v. Boyen. Muͤhler. Eichhorn. v. Savigny. Frh. v. Buͤlow. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Arnim. Flottwell. 


